











GZ 601.978/28-V/4/98





An


alle Bundesministerien,


alle Parlamentsclubs,


die Verbindungsstelle der Bundesländer,


die Österreichische Arbeitsgemeinschaft Rehabilitation,


den Verein Integration Österreich,


die Lebenshilfe Österreich,


die Präsidentin des Österreichischen Gehörlosenbundes,


Frau Mag. Silvia Oechsner,


Frau Dr. Elisabeth Wundsam,


Herrn Martin Ladstätter, Verein Bizeps,


Herrn Mag. Michael Krispl,


Herrn Univ. Prof. Dr. Volker Schönwiese,


Frau Generalsekretärin der ÖVP, Abg. z. NR Dr. Maria Rauch-Kallat,


Herrn Mag. Thomas Drozda, Kabinett des Herrn Bundeskanzlers.











Sachbearbeiter           Klappe


HIESEL                   4233








Betrifft: Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich


      behindertendiskriminierender Bestimmungen;


      4. Sitzung der Untergruppe  Rechtsschutz ;


      Ergebnisprotokoll








Als Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst das Ergebnisprotokoll


der Sitzung der im Gegenstand genannten Arbeitsgruppe vom 22. Juli 1998 mit dem


Ersuchen um Kenntnisnahme.





Anlage





23. Juli 1998


                          Für den Bundeskanzler:


                                 OKRESEK





Für die Richtigkeit


der Ausfertigung:


�
   Ergebnisprotokoll der 4. Sitzung der Untergruppe  Rechtsschutz  der


              Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung


         hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen 


                             am 22. Juli 1998








Am 22. Juli 1998 fand im Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst unter Leitung von


Mag.  HESSE die 4. Sitzung der Untergruppe  Rechtsschutz  der  Arbeitsgruppe zur


Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender


Bestimmungen  statt. Die Sitzungsteilnehmer sind aus der beigeschlossenen


Anwesenheitsliste ersichtlich.





Grundlage der Beratungen waren ein den Teilnehmern bereits zu Beginn der 3.


Sitzung am 30. Juni 1998 ausgehändigtes Arbeitspapier, in dem die in den


Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Finanzen fallenden verfahrens- und


materiellrechtlichen Vorschriften, in denen ein Nachteil für behinderte Personen erblickt


werden kann, erörtert werden, sowie ein zu Beginn der heutigen Sitzung verteiltes


Positionspapier des Bundesministeriums für Inneres, in dem wahlrechtliche


Bestimmungen erörtert werden.





In der Sitzung wurde zunächst das erwähnte Arbeitspapier des Bundesministeriums


für Finanzen behandelt. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen:





1. Zur Bundesabgabenordnung (BAO): 


Die Bestimmung des § 85 Abs 1 wird durch § 85 Abs 3 lit c  entschärft .


§ 85 Abs 2 sollte - um Nachteile für Sehbehinderte hintanzuhalten - dahingehend


ergänzt werden, daß Mängelbehebungsaufträge bei Bedarf mündlich oder in


Blindenschrift zu erteilen sind.





Zu § 90 wurde festgehalten, daß die Möglichkeit, Akteneinsicht im Wege einer Diskette


zu erlangen, durch die Textierung dieser Vorschrift nicht ausgeschlossen sein dürfte.


Es wurde angeregt, handschriftliche Bemerkungen zu untersagen, da diese nicht ohne


weiteres in Blindenschrift übertragen werden können.





Zu den §§ 124 ff wurde die Ansicht vertreten, daß diese Bestimmungen im Regelfall


keine Benachteiligungen für Behinderte nach sich ziehen, weil die meisten Menschen -


Behinderte und Nichtbehinderte - zur Erfüllung der in ihnen normierten Verpflichtungen


sich ohnedies der Hillfe eines Parteienvertreters bedienen müssen. Ein Nachteil für


behinderte Personen besteht jedoch dann, wenn sie aufgrund von Spezialkenntnissen


einen solchen an sich nicht beiziehen müßten.





Zu § 133 wurde das nicht nur hinsichtlich dieser Bestimmung, sondern ganz allgemein


bestehende Problem aufgeworfen, daß Gehörlose die Ihnen von der Behörde


vorgelegten Formulare oft nicht verstehen können, weshalb sie, da sie sich mit einer


sachkundigen Vertrauensperson in Verbindung setzen müssen, durch kurze Fristen


generell benachteiligt werden.





Zu §§ 149 f wurde im Hinblick darauf, daß sich die diesen Bestimmungen


zugrundeliegende Problematik einer Benachteiligung sehbehinderter Personen bei


Verwendung der Schriftform und einer Benachteiligung hörbehinderter Personen bei


Anordnung mündlicher Verfahrensschritte bei allen behördlichen Verfahren stellt,


angeregt, losgelöst von den konkret in Rede stehenden Bestimmungen eine


verfahrensrechtliche Norm zu schaffen, die in allen behördlichen Verfahren


hörbehinderten Personen einen Anspruch auf kostenlose Beistellung eines


Gebärdendolmetschers und sehbehinderten Personen einen Anspruch auf kostenlose


Bereitstellung einer Ausfertigung in Blindenschrift einräumt. Eine solche Norm könnte


Teil eines Behindertengleichstellungsgesetzes sein.





2. Zum Finanzstrafgesetz (FinStrG):


Zu § 84 Abs 3 wurde vorgeschlagen, nach dem Wort  kundig  die Wendung  oder


gehörlos  einzufügen, um sicherzustellen, daß unter dem  Dolmetscher  iS dieser


Gesetzesstelle auch ein Gebärdendolmetscher zu verstehen ist.


In der Diskussion wurde das Problem aufgeworfen, daß ein von der Behörde einer


Partei zur Verfügung gestellter Gebärdendolmetscher gegenüber dieser im Verhältnis


zur Behörde nicht in gleicher Weise loyal sein könne wie ein von der Partei selbst


gewählter gewillkürter Vertreter.





Hinsichtlich der §§ 117 Abs 2 und 126 wurde angeregt, das als sprachlich


diskriminierend empfundene Wort  Gebrechlichkeit  durch das Wort  Behinderung  zu


ersetzen.





3. Zum Dienstrechtsverfahrensgesetz (DVG):


Betreffend dieses Gesetzes wurde auf die in dieser Arbeitsgruppe geführte Diskussion


über das AVG verwiesen.





4. Zum Beamten-Dienstrechtsgesetz und zum Vertragsbedienstetengesetz:


Hinsichtlich dieser Gesetze wurde darauf verwiesen, daß sie bereits Gegenstand einer


Besprechung im Bundesminsterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales waren.





5. Zum Ausschreibungsgesetz (AusG):


Zu § 5 wurde festgehalten, daß die Ausschreibung bestimmter Arbeitsplätze im


Amtsblatt zur Wiener Zeitung einen Nachteil für sehbehinderte Personen bewirkt. Eine


ähnliche Problematik stellte sich bereits bei Eröterung der im AVG in bestimmten


Fällen vorgesehenen Ediktalladung. Auf die dort aufgezeigten Lösungsansätze wurde


verwiesen.








Gegen Ende der Sitzung wurde mit der Besprechung des vom Bundesministeriums


für Inneres vorgelegten Arbeitspapiers begonnen. 


Im Rahmen der Diskussion zu § 66 NRWO wurde die Forderung aufgestellt,


Wahllokale behindertengerecht zu gestalten. Bei der Gestaltung der Stimmzettel sollte


darauf geachtet werden, daß sie von Behinderten gelesen werden können. 


Zu § 66 selbst wurden unterschiedliche Auffassungen vertreten. Einigkeit bestand


darin, daß auch geistig behinderte Menschen nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen


werden dürfen und daß eine Bevormundung dieser Personengruppe durch


Geleitpersonen nicht akzeptabel sei. Uneinigkeit bestand darüber, unter welchen


Voraussetzungen welche Personen als Geleitpersonen auftreten dürfen. 





Die nächste Sitzung der Untergruppe soll am 5. August 1998 um 10.00 Uhr im


Bundeskanzleramt stattfinden, die Einladung hiezu ergeht gesondert. Im Rahmen


dieser Sitzung soll die Besprechung des vom Bundesministerium für Inneres


vorgelegten Positionspapieres über wahlrechtliche Vorschriften fortgesetzt werden.


Hinsichtlich des Personenstandswesens wurde vom genannten Bundesministerium die


Vorlage eines Arbeitspapieres zugesagt. 


Für September 1998 wurde ein vom Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst zu


verfassender Bericht über das Ergebnis der Arbeitdieser Unterarbeitsgruppe in


Aussicht gestellt.


